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Liebe Leserinnen,
liebe Leser.

Es ist uns eine große Freude, Ihnen heute be-
reits die fünfundvierzigste Ausgabe unse-

rer Kanzleizeitschrift präsentieren zu dürfen. 
 
Das Steuerrecht befindet sich in einem stetigen Wan-
del. Umso wichtiger ist es uns, Sie aktuell, verständ-
lich und praxisnah zu informieren. Aus diesem Grund 
haben wir für Sie wesentliche Neuerungen und inte-
ressante Informationen aus den Bereichen Steuern, 
Recht und Wirtschaft sorgfältig zusammengestellt. 
 
Darüber hinaus möchten wir Ihnen auch Einblicke 
und Neuigkeiten aus unserem Kanzleialltag geben. 
Sollten Sie zu den angesprochenen Themen Fragen 
haben oder eine persönliche Beratung wünschen, 
stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Freude beii der Lektüre
und verbleiben mit herzlichen Grüßen
Ihr Steuerberater

Christian Walczak
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01
Kein
dauerndes Getrenntleben als 
Voraussetzung für die Zusam-
menveranlagung

Ehegatten können regelmä-
ßig im Jahr der Heirat für das 

ganze Jahr zur Einkommensteuer 
zusammenveranlagt werden und 
damit den regelmäßig günstige-
ren Splitting-Tarif in Anspruch 
nehmen. Dies gilt auch, wenn 
die Ehe erst am Ende des Jah-
res geschlossen wird, denn es 
reicht aus, wenn die Ehegatten 
im Kalenderjahr nicht dauernd 
getrennt gelebt haben (vgl. § 26 
Abs. 1 Satz 1 EStG). Ein Tag in 
dem Jahr, in dem eine Lebens- 
und Wirtschaftsgemeinschaft be-
standen hat, ist also ausreichend. 
Eine gemeinsame Wohnung ist 
dabei ein starkes Indiz für das 
Vorliegen dieser Voraussetzung.

Die Zusammenveranlagung ist 
wegen des Splitting-Tarifs regel-
mäßig die günstigste steuerliche 
Variante für Ehegatten. Sofern 
mindestens ein Kind vorhanden 
ist, entfällt dann allerdings die 
Möglichkeit, den Entlastungsbe-
trag für Alleinerziehende i. H. von 
4.260 Euro5 pro Jahr in Anspruch 
zu nehmen.

Um diesen Freibetrag zu erhal-
ten, hatte ein Paar, welches im 
Dezember geheiratet hatte, dem 
Finanzamt dargestellt, dass es im 
Dezember lediglich für die Hoch-
zeitsfeier und die anschließende 
Hochzeitsreise zusammen ge-
wesen sei, aber z. B. keine ge-
meinsame Wohnung unterhalten 
habe.

Nachdem sich der steuerliche 
Vorteil des Entlastungsbetrags 
für Alleinerziehende als geringer 
herausgestellt hatte als der Split-

02
Ermittlung
der ortsüblichen Miete bei
Vermietungseinkünften

Bei einer verbilligten Vermie-
tung z. B. an Angehörige, wie 
Kinder, Eltern oder Geschwister, 
zu Wohnzwecken ist zu beach-
ten, dass eine sog. Entgeltlich-
keitsgrenze eingehalten werden 
muss, wenn der Werbungskos-
tenabzug in voller Höhe erhalten 
bleiben soll. Diese Grenze be-
trägt 66 %der ortsüblichen Miete 
(§ 21 Abs. 2 Satz 2 EStG).

Auch bei Vereinbarung einer Mie-
te von 50 % der ortsüblichen Miete 
und mehr, jedoch weniger als 66 
%, ist eine volle Anerkennung der 
Werbungskosten möglich, wenn 
eine positive Totalüberschuss-
prognose vorliegt.7 Erst wenn die 
vereinbarte Miete weniger als 50 
% der Marktmiete beträgt, geht 
das Finanzamt generell von einer 
teilentgeltlichen Vermietung aus 
und kürzt (anteilig) die Werbungs-
kosten.8

Die Ermittlung der ortsüblichen 
Kaltmiete nimmt die Finanzver-

ting-Vorteil, beantragten die Ehe-
gatten doch noch die Zusammen-
veranlagung.

Das Finanzgericht Sachsen6 hat-
te daraufhin entschieden, dass 
die Zusammenveranlagung in 
diesem Fall nicht in Betracht 
kommt, weil allein eine Hoch-
zeitsfeier und eine gemeinsame 
Reise das dauernde Getrenntle-
ben nicht beenden.

Entscheidendes Merkmal für ein 
Zusammenleben sei das Inne-
haben einer gemeinsamen Woh-
nung, was hier nach eigener 
Aussage der Ehegatten nicht ge-
geben war.

waltung in einem mehrstufigen 
Verfahren vor:9

1.	 Grundsätzlich wird die ortsüb-
liche Kaltmiete anhand eines 
örtlichen Mietspiegels er-
mittelt. Enthält der Mietspie-
gel Rahmenwerte, kann der 
Vermieter den unteren Rah-
menwert des Mietspiegels als 
örtlichen Mietpreis zugrunde 
legen.10 Im Zweifel ist der im 
Mietspiegel für vergleichbare 
Wohnungen ausgewiesene 
Durchschnittswert anzuset-
zen.

2.	 Liegt kein Mietspiegel vor, 
können „Mietwert-Kalkula-
toren“ zu Rate gezogen wer-
den. Im Internet stehen dafür 
zahlreiche Online-Varianten 
zur Verfügung.

3.	 Wenn die vorgenannten Me-
thoden nicht angewendet 
werden können, kann die 
Ermittlung anhand der Kalt-
mieten für einzelne vergleich-
bare Wohnungen erfolgen. 
Dazu bietet sich eine Inter-
netrecherche an (z. B. unter 
http://www.immoscout24.de). 
Hierfür können die Preise pro 
Quadratmeter für in der Nähe 
belegene Objekte herangezo-
gen und ggf. durch Zu- und 
Abschläge für bestimmte 
Ausstattungsmerkmale (z. B. 
großer Garten, Wintergarten) 
angepasst werden. Es müs-
sen die Mieten für zumindest 
3 vergleichbare Wohnun-
gen zugrunde gelegt werden. 
Eine vergleichbare fremdver-
mietete Wohnung im gleichen 
Haus reicht nicht als Maßstab 
für die Ortsüblichkeit aus.

4.	 Kommt keine der vorstehend 
dargestellten Methoden in 
Betracht, kann die ortsübliche 
Kaltmiete durch ein Sachver-
ständigengutachten ermit-
telt werden.

Bei der Ermittlung der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete sind die 
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03
Übernahme
von Renovierungs- und
Umbaukosten durch den Mieter

In der Regel hat der Mieter neben 
der Miete die Betriebskosten 

zu zahlen. Dagegen sind Erhal-
tungsaufwendungen, Renovie-
rungen usw. vom Eigentümer zu 
tragen. Aber insbesondere bei 
einer Neuvermietung kann auch 
vereinbart werden, dass z. B. grö-
ßerer Renovierungsaufwand vom 
Mieter zu übernehmen ist; dies 
kann auch unter Anrechnung auf 
die Miete erfolgen.

Die eigentlich vom Eigentümer 
zu tragenden, aber vom Mieter 
übernommenen Aufwendungen 

sind daher auch beim Eigentü-
mer als Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung zu versteuern. 
Denn Einnahmen können auch 
dann zufließen, wenn der Mieter 
die Zahlung an einen Dritten er-
bringt und damit eine Schuld des 
Vermieters tilgt (sog. abgekürzter 
Zahlungsweg).13

Zahlt der Mieter also als Gegen-
leistung für die Überlassung der 
Mietsache vom Vermieter zu tra-
gende Renovierungskosten, so 
führt die Begleichung dieser Auf-
wendungen zu Einnahmen des 
Vermieters aus Vermietung und 
Verpachtung; gleichzeitig kann 
der Vermieter die nachgewiese-
nen Aufwendungen für die Reno-
vierung als Werbungskosten bei 
den Vermietungseinkünften gel-
tend machen.14

04
Erstattung
von Vorsteuerbeträgen aus
EU-Mitgliedstaaten

In Deutschland ansässige Un-
ternehmer, die zum Vorsteuer-

abzug berechtigt sind und im 
Zusammenhang mit ihrer unter-
nehmerischen Tätigkeit im Aus-
land Vorsteuerbeträge entrichtet 
haben (z. B. anlässlich einer Ge-
schäftsreise oder als Aussteller 
bei einer Messe), können diese 
regelmäßig in einem besonderen 
Verfahren vergütet bekommen.

Das Vergütungsverfahren ist 
grundsätzlich für Unternehmer 
vorgesehen, die in dem Staat, 
in dem die Erstattung beantragt 
wird, keine steuerpflichtigen 
Umsätze erzielen, d. h. somit 
nicht dem „normalen“ Besteue-
rungsverfahren unterliegen und 
deshalb in diesem Staat keine 
Umsatzsteuer-Anmeldungen ab-
zugeben haben.

Anträge auf Erstattung von Vor-
steuerbeträgen aus anderen EU-
Ländern sind ausschließlich in 
elektronischer Form15 über das 
Portal des Bundeszentralam-
tes für Steuern (www.bzst.de) 
einzureichen; liegen die Voraus-
setzungen vor, leitet das Bundes-
zentralamt den Antrag an den Er-
stattungsstaat weiter.

Im Vergütungsantrag sind neben 
den unternehmerischen Daten 
und Erklärungen besondere An-
gaben für jede Rechnung oder 
jedes Einfuhrdokument zu ma-
chen.16

Beträgt das Entgelt für den Um-
satz bzw. die Einfuhr 1.000 Euro 
oder mehr (bei Rechnungen 
über Kraftstoffe: mindestens 250 
Euro), sind in einigen Staaten 
elektronische Kopien der Origi-
nalrechnungen und Einfuhrbele-
ge dem Vergütungsantrag beizu-
fügen.17

Der Vergütungsantrag ist spätes-
tens bis zum 30.09. des auf das 
Jahr der Ausstellung der Rech-
nung folgenden Kalenderjahres 
zu stellen (maßgebend ist der 
Eingang beim Bundeszentralamt 
für Steuern).18

05
Aufwendun-
gen
für Renovierung im Zusam-
menhang mit Veräußerung kei-
ne Werbungskosten

Aufwendungen im Zusammen-
hang mit der Vermietung einer 
Wohnung bzw. eines Gebäudes 
sind regelmäßig als Werbungs-
kosten abzugsfähig.
Sofern Aufwendungen aber mit 
der Veräußerung des Objekts im 
Zusammenhang stehen, handelt 

umlagefähigen (Neben-)Kosten 
zu berücksichtigen; dazu gehö-
ren insbesondere die Grundsteu-
er, die Kosten für Wasserversor-
gung, Entwässerung, Heizung, 
Straßenreinigung und Müllbesei-
tigung, Beleuchtung, Gartenpfle-
ge, Schornsteinreinigung, Sach- 
und Haftpflichtversicherung und 
Hauswart.

Kosten für Instandhaltung und 
Instandsetzung dürfen jedoch 
nicht angesetzt werden.11

Dabei sind alle umlagefähigen 
Kosten in die Vergleichsberech-
nung einzubeziehen, die tat-
sächlich gezahlt worden sind. 
Dies gilt ggf. auch für Kosten, die 
unmittelbar vom Mieter getragen 
wurden, wenn diese sonst eben-
falls umlagefähig wären.12

In jedem Fall sollten die zur Er-
mittlung der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete durchgeführten Be-
rechnungen im Hinblick auf eine 
spätere Überprüfung sorgfältig 
dokumentiert werden.
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Betriebsstätte werden steuerlich 
unabhängig vom Verkehrsmittel 
grundsätzlich durch die Entfer-
nungspauschale in Höhe von 38 
Cent berücksichtigt. Für andere 
berufliche bzw. betrieblich ver-
anlasste Fahrten können die tat-
sächlich entstandenen Kosten 
oder
– bei Verwendung eines PKW – 
eine Pauschale von 30 Cent für 
jeden gefahrenen Kilometer ab-
gezogen werden.

Nach Auffassung des Bundes-
finanzhofs22 ist ein Selbständi-
ger hinsichtlich der Beurteilung 
eines Orts als Betriebsstätte 
nicht in vollem Umfang mit einem 
Arbeitnehmer und seiner ersten 
Tätigkeitsstätte zu vergleichen. 
Als Betriebsstätte anzusehen ist 
aber auf jeden Fall eine ortsfes-
te dauerhafte betriebliche Ein-
richtung, die nicht nur gelegent-
lich, sondern mit einer gewissen 
Nachhaltigkeit in Ausübung der 
beruflichen Tätigkeit aufgesucht 
wird. Wird ein betrieblicher PKW 
für Fahrten zu dieser Betriebs-
stätte genutzt, ist der Gewinn 
zu erhöhen, und zwar soweit die 
Monatspauschale von 0,03 % 
des Listenpreises für jeden Ent-
fernungskilometer die Pauschale 
von 38 Cent übersteigt. Durch 
die Führung eines Fahrtenbuchs 
kann ggf. ein günstigeres Ergeb-
nis erzielt werden.

06
Kein
Übergang des Sonderausga-
benabzugs für Baudenkmäler 
etc. nach § 10f EStG auf Erben

Aufwendungen für Baumaß-
nahmen an einem eigenen 

Gebäude können nach § 10 f Abs. 
1 Satz 1 EStG wie Sonderausga-
ben abgezogen werden, wenn 
das Gebäude in einem förmlich 
festgelegten Sanierungs- oder 
städtebaulichen Entwicklungs-
gebiet liegt (§ 7h EStG) oder ein 
Baudenkmal ist (§ 7 i EStG) und 
zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzt wird.
Die Aufwendungen können im 

07
Betriebsstätte
bei einem Selbständigen als
Ziel von Fahrten von der Woh-
nung

So wie es bei einem Arbeit-
nehmer wichtig ist, die erste 

Tätigkeitsstätte festzustellen, gilt 
dies bei einem Selbständigen 
hinsichtlich der Betriebsstätte. 
Fahrten von der Wohnung zur 
ersten Tätigkeitsstätte bzw. zur 

Jahr des Abschlusses der Bau-
maßnahme und in den neun fol-
genden Jahren mit jeweils bis zu 
9 % der bescheinigten Kosten, 
insgesamt also bis zu 90 %, be-
rücksichtigt werden.

Der Bundesfinanzhof21 hatte ak-
tuell zu entscheiden, ob diese 
besondere Abzugsberechtigung 
des § 10f EStG bei Versterben 
des Eigentümers innerhalb des 
10-jährigen Abzugszeitraums auf 
den Erben – im konkreten Fall auf 
den Sohn des Erblassers – über-
geht. Dem hat das Gericht eine 
klare Absage erteilt und ausge-
führt, dass die Abzugsberechti-
gung nach § 10 f EStG mit dem 
Tod desjenigen endet, der die 
Aufwendungen getragen hat. Da 
es sich um eine personenbezo-
gene Steuervergünstigung han-
delt, geht sie grundsätzlich nicht 
auf Dritte (insbesondere nicht auf 
Erben) über.

Eine Ausnahme gilt nur für die 
besondere, im Gesetz ausdrück-
lich geregelte Ehegattenkonstel-
lation. Diese erlaubt dem über-
lebenden Ehegatten unter engen 
Voraussetzungen die Fortführung 
der Abzugsbeträge auf den hin-
zuerworbenen Miteigentumsan-
teil. Im Streitfall erbte jedoch nicht 
der Ehegatte, sondern der Sohn 
des Erblassers.

08
Verfassungs-
mäßigkeit
des Grundfreibetrags 2023

Der steuerliche Grundfreibe-
trag soll sicherstellen, dass 

das Existenzminimum nicht be-
steuert wird. Insbesondere auf-
grund von Preiserhöhungen im 
Energiebereich bestand in der 

es sich um Veräußerungskosten, 
die sich steuerlich nur auswirken, 
wenn der Veräußerungsgewinn 
als sog. Spekulationsgeschäft (§ 
23 EStG) steuerpflichtig ist.

Bei Aufwendungen, die im zeit-
lichen Zusammenhang mit der 
Veräußerung anfallen, kann die 
Zuordnung zum Veräußerungs-
geschäft oder zu den Vemie-
tungseinkünften schwierig sein.

Verpflichtet sich der Verkäufer im 
Kaufvertrag, bestimmte Reno-
vierungen noch auf eigene Kos-
ten durchzuführen, so ist dieser 
Aufwand dem Veräußerungsvor-
gang zuzuordnen und nicht als 
Werbungskosten bei den Vermie-
tungseinkünften abzuziehen.19 

Unerheblich ist dabei – so das 
Gericht –, dass der Reparatur-
aufwand aufgrund der Abnutzung 
während der Vermietungszeit er-
forderlich geworden ist. Denn der 
objektive Zusammenhang der 
Aufwendungen mit der früheren 
Einkunftserzielung wird durch 
die Verknüpfung mit der nicht 
einkommensteuerbaren Grund-
stücksveräußerung überlagert.20 
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letzten Zeit regelmäßig Anlass, 
den Grundfreibetrag anzupas-
sen, da dieser das sozialhilfe-
rechtliche Existenzminimum (be-
stehend aus dem Regelbedarf, 
Unterkunftskosten und Heizkos-
ten) sonst nicht mehr abgedeckt 
hätte.

So wurde der steuerliche Grund-
freibetrag für die Jahre 2024 auf 
11.784 Euro, für 2025 auf 12.096 
Euro sowie für 2026 auf 12.348 
Euro angehoben.23

Das Finanzgericht Münster24 hat 
nun entschieden, dass keine 
Bedenken bezüglich der Verfas-
sungsmäßigkeit des Grundfrei-
betrags für 2023 in Höhe von 
10.908 Euro bestünden. Soweit 
zur Ermittlung des Grundfrei-
betrags einzelne Kosten (z. B. 
Wohnkosten) typisierend be-
rücksichtigt würden, sei dies ver-
fassungsrechtlich zulässig. Das 
sozialrechtliche Bedürfnisprinzip 
und das steuerrechtliche Leis-
tungsprinzip verfolgen – so das 
Gericht – unterschiedliche Zwe-
cke.

Es ist darauf hinzuweisen, dass 
beim Bundesfinanzhof ein gleich-
gelagertes Verfahren (Az. III R 
26/24)25 für die Jahre 2023 und 
2024 anhängig ist.

Die Klärung dieser Frage bleibt 
abzuwarten.
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IHRE NOTIZEN:
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